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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 50. Mai 1978

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Hessischen Landessozialgerichts vom 24. Januar 4977

aufgehoben.

Die Sache wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung

an das Landessozialgericht zurückverwiesen.
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G r ü n d e

Sie Beteiligten streiten über die Gewährung von Kurzarbeiter—

geld (Kug).

Der Kläger ist Rechtsanwalt und Notar. Er zeigte am 4. Juni W975

bei der Beklagten _ Arbeitsamt Frankfurt (Main) — Arbeitsaus—

fall für eine der insgesamt drei bei ihm im Büro beschäftigten

Angestellten an, weil ein konjunktureller Rückgang des Arbeits-

anfalls eingetreten sei. In der "Niederschrift über die Prüfung

der Voraussetzungen für das Kug" vom 25. Juni 1975 führte er

aus, bedingt durch die derzeitige schlechte wirtschaftliche

Lage seien die Aufträge im Notariatsbereich, auf den er in den

letzten Jahren den Schwerpunkt seiner Tätigkeit mehr und mehr

verlegt habe, stark zurückgegangen, so daß sein Büropersonal

nicht mehr ausgelastet sei.

Mit Bescheidvom7. Juli 1975führte die Beklagteaus, im
Betrieb des Klägers könne Kug nicht gewährt werden; da ins—

besondere der Notariatsbereich der Kanzlei vom Rückgang des

Arbeitsanfalls betroffen sei, könne das Büro des Klägers

nicht als Betrieb im Sinne von 5 63 des Arbeitsförderungs-
gesetzes (AFG) anerkannt werden. Träger öffentlicher Ämter

— wie der Notar — oder öffentlicher Verwaltungen, deren Zwecke

unmittelbar auf die Erfüllung hoheitlicher Aufgaben gerichtet

seien, hätten grundsätzlich vom Bezug des Kug auszuscheiden.

Der Widerspruch des Klägers blieb ohne Erfolg (Widerspruchs—
bescheid vom 4. August 1975)-

Das Sozialgericht (SG) Frankfurt hat durch Urteil vom 25. April
4976 antragsgemäß den angefochtenen Bescheid in der Fassung '

des Widerspruchsbescheides aufgehoben; es hat die Berufung zu—

gelassen. Das Hessische Landessozialgericht (LSG) hat mit

Urteil vom 24. Januar 4977 das erstinstanzliche Urteil aufge—

hoben und die Klage abgewiesen. Zur Begründung hat das LSG -
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im wesentlichen ausgeführt: Die Voraussetzungen, unter denen

Kug zu bewilligen sei, lügen nicht vor, da das vom Kläger

unterhrltene Büro nicht zum Kreis der Betriebe gehöre, für

die € 63 AEG die Gewährung von Hug vorsehe. Es habe in der

Zeit, für die der Kläger Hug geltend mache, im wesentlichen

den Zwecken des Hoterints, seiner Tätigkeit als Noter gedient,

also der Tätigkeit ein 3 uhr hüngigen Trägers eines öffent—

lichen Amtes, der als Rechtspflegeorgrn mit seiner Tätigkeit

hoheitliche Aufgaben erfüllt habe. Die Noterietstätigkeit, auf

die der Llüger in den letzten thren den Schwerpunkt der Arbeit

gelegt hehe, habe nämlich den Chrrrkter des von ihm geführten

Büros entscheidend geprägt. Zwar vürden nach der Definition

des nrbeitsrechtlichen Betriebsbepriffs auch solche Betriebe

erfaßt, doch könne der :rbeitsrechtliche Betriebsbegriff dem

sozielrechtlichen Betriebsbegriff insoweit nicht gleichgesetzt

werden. Der Zweckbestimmung und Zielsetzung des Lug nr‚h dem

AF sei viel ehr zu entnehmen, eff unter Betrieben im Sinne
des € 63 nPG nur solch nit wirtschaftlichen Zwecken versten—

den verden könnten. Die Vorschrift s hließe drmit Betriebe tus,

die nicht wirtschaftlichen Zwecke: dienten. Auch die histori—

sche Entmicklun; der Vorschrift weise derruf hin, ci nur
Betriebe_uit u‘rtechzftlicher Zwecksetzung von d n Kug—Vor—

...schriften erfrit würden. Die Zrhlurn von duq eene den Aus—
“ (.

.,

d'

gleich konjunktureller Schurikunce: uno der Überbrückung betrk%—
«licher, durzh die wirtsc:eftliche Entxicklung rerursgchter

Strukturveränderungen. Betriebe, die, wie des Büro des Klägers,

öffentlichen Zwecken dienten, unterlügen solchen kon'unkturel—

len Sehr nkungen und Strukturveründervngen nic
.

Hierauf

komme es eher entscheidend an, so daß unerheblich sei, dn■ — vie

der Kläger vorgetrrgen habe - der Arbeitsrückgrng insbesondere

durch einen virteei;ftlich bedingten hückgvng des B:ugeschäfts

verursacht vorden sei. € 65 Abs 2 AFG, @ r bestinxte Betriebe

von der Getührung des Bug gänzlich rueschlie■e, lasse ;ür die

Definition des Betriebsbegriffee keine €ndere Schluifolgerung

‘ .r‘;

J

NirtSCnfgosb„

)

zu, du 3 sich bei den dort benerrten Betrieben ebenfalls um
{\ triebe hrndele, die r:eh Ansicht des Gesetzgebers|

..
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in ihren Produktions— und Arbeitsbedingungen den Betrieben

der übrigen Wirtschaft nicht angeglichen gewesen wären und

bei denen Schwankungen der Beschäftigungslage typischerweise

durch die Eigenart der Betriebe bedingt seien oder regelmäßig

wiederkehrten. In diesen Fällen vorhandene Schwankungen aus—

zugleichen, sollte nicht Aufgabe des Kug sein. Ferner gebe

der Umstand, daß auch die auf einem unabwendbaren Ereignis

beruhenden Arbeitsausfälle zur Gewährung von Kug berechtigten,

keinen Anlaß für eine Ausdehnung des Betriebsbegriffs. Auch

in diesen Fällen sollen dem Betrieb die eingearbeitete Beleg-

schaft erhalten bleiben, damit er alsbald nach Wegfall der

Ursache für den Arbeitsausfall die Produktion wieder voll

aufnehmen könne.

Mit der zugelassenen Revision rügt der Kläger eine Verletzung

von 5 65 AFG. Er macht insbesondere geltend, die Anwalts—

und Notariatskanzlei gehöre nicht zu den als ausgeschlossen

bezeichneten Betrieben und Unternehmen, so daß die Zahlung

von Kug in Betracht komme. Unzutreffend sei die Annahme des

LSG, der arbeitsrechtliche Betriebsbegriff decke sich nicht

mit dem sozialrechtlichen Begriff des Betriebes. Die Zahlung

von Kug solle nach dem Willen des Gesetzgebers für Betriebe

mit zeitlich unterschiedlichem Arbeitsanfall ausgeschlossen

sein, also für ausgesprochene Saisonbetriebe. Diese Betriebe
benenne das Gesetz ausdrücklich; mit ihnen - etwa Betrieben

der Binnenfischerei oder des Schaustellergewerbes - könne man
eine Anwalts— und Notariatskanzlei nicht vergleichen. Die

Feststellung im angefochtenen Urteil, ein Anwalts— und

Notariatsbetrieb unterliege keinen konjunkturellen Schwan—

kungen, sei durch nichts gerechtfertigt. Diese Erwägung

möge für die Nur-Notarinte im süddeutschen Raum und westlich

des Rheins, die feste Bezüge für sich und ihre Angestellten

bezögen und am Gebühreneingang nur zum Teil beteiligt seien,

möglicherweise beachtlich sein, nicht jedoch für Anwälte

und Notare im übrigen Bundesgebiet, noch viel weniger für

eine Kanzlei, in der ein Notariat neben der Rechtsanwaltse

u"
l
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tätigkeit @ sgeübt werde. Die Rezession gernde im Baugewerbe

habe vor allem im Grundstück„— und Grundstücksbeleihungs—

geschäft einen deutlichen Einbruch zur Folge gehabt, so daß

die Schwenkung im Betrieb des Klägers nicht durch die Eigenart

des Betriebes, sondern durch die allgemeine Wirtschaftslage

bedingt sei. Die vom LSG vertretene Auffassung vom Ausschluß

des Betriebes des Klägers von der Gewährung von Hug wider—

spreche im übrigen auch dem verfessungsrechtlich gewährlei—

steten Gleichheitsgrundsatz.

Der Kläger beantragt inhaltlich,

das angefochtene Urteil eufzuheben und die

Berufung der Beklagten gegen das Urteil des

SG Fcenkfurt vom 25. April 4976 zurückzuweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das Urteil des Berufungsgerichts für zutr ffend.

Ergänzend führt sie aus: Unbeschedet der Frage, ob das Büro

des Klägers zu dem Kreis der Betriebe zähle, in denen Kug

gewährt werden könne, müsse die Leistung für die weitaus über—
wiegende Zeit schon deshalb versagt bleiben, weil der Antr g

auf Hug für die Ausfelltege des Jahres 4975 erst nech AblFuf

der Ausschlußfrist des S 72 Abs 2 AFG eingereicht worden sei.

Trotz eines diesbezüglichen ausdrücklichen Hinweises in dem

vom Kläger bei Anzeige in Empfang genommenen Merkblatt über

des Kug sei der Antrag erst am 29. April 4976 beim zuständigen

Arbeitsamt eingegangen. Da es sich bei der Anzeige über den

Arbeitscusfell und den Antrag auf Gewährung von Kug um zwei

selbständige, voneinander unabhängige Anspruchsvoreussetzungen

handele, und durch die Anzeige nicht auch die Voraussetzungen

des Antrags erfüllt werden könnten, müßten auch aus diesem

Grunde Leistungen versagt werden.
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II

Die zugelassene Revision des Klägers ist im Sinne der Zurück— -

verweisung der Sache an das LSG begründet.

Streitgegenstand ist der Bescheid der Beklagten vom 7. Juli 4975

in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 4. August 4975,

der auf die vom Kläger am 4. Juni 4975 erstattete Anzeige über

Arbeitsau$fall ergangen ist (@ 72 Abs 4 AFG). Die Beklagte

lehnte darin im Sinne von 5 72 Abs 4 Satz 4 AFG die Anerkennung

der Voraussetzungen für die Gewährung von Kug nach S 65 AFG ab.

Weder hat der Kläger mit seiner Anzeige vom 4. Juni 4975 die

Gewährung von Kug im Sinne von 5 72 Abs 2 AFG beantragt, noch

hat die Beklagte, wie dem Inhalt des angefochtenen Bescheides

zu entnehmen ist, über einen derartigen Antrag entschieden. Der

vorliegende Fall unterscheidet sich dadurch von dem vom Senat

im Urteil vom 30. Mai 4978 — 7/42 RAr 400/76 - entschiedenen
Rechtsstreit; dort hatte die Klägerin bereits mit der Anzeige

den Antrag auf Kug nach % 72 Abs 2 AFG gestellt, und die_

Beklagte hatte hierüber einen Verwaltungsakt erlassen.

Der Kläger hat gegen den oa Bescheid lediglich die Anfechtungs-

klage nach 5 54 Abs 4 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) erhoben;
denn er beantragt nur die Aufhebung des angefochtenen Bescheides,

nicht auch die Verurteilung zur Gewährung von Kug. Es kann bei

dieser eindeutigen Antragstellung nicht angenommen werden, daß

der Kläger — in Auslegung seines Antrages — die kombinierte

Anfechtungs— und Leistungsklage nach 5 54 Abs 4 SGG erhoben
hat; denn es muß davon ausgegangen werden, daß der Kläger als

rechtskundiger Rechtsanwalt die prozeßrechtliche Bedeutung
seiner Anträge in seinen Willen aufgenommen hat.

Die allein streitige Frage der Rechtmäßigkeit des angefoChtenen

Bescheides hat sich auch nicht im Berufungsverfahren geändert,

da nur die Beklagte und nicht der den Streitgegenstand in der

Regel bestimmende Kläger Berufung gegen das Urteil des SG
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eingelegt hat. Eine Erweiterung des Streitgegenstendes hätte

der Kläger grundsätzlich war im Wege der Anschlußberufung

(@ 202 SGG iVm € 524<kr Zivilprozeßordnung —ZPO- ) erreichen
können. Dies ist jedoch nicht geschehen. Der Kläger besitzt

als Rechtsanwalt undl ?oter die erforderlich e Rechtskunde, so
daß von ihm erwartetwerden konnte, er werde eine entsprechende

Erweiterung herbeiführen, falls dies seinem Willen entsprechen

würde.

Für die Anfechtungsklege fehlt dem Kläger nicht des Rechts—

schutzbedürfnis. Er hat — wie die Beklagte einräumt — minde—
‚\stens am 29. April 4976 einen Antrag auf Bug im Sinne des

@ 72 Abs 2 AFG gestellt, der wo h Wirkur.gen für den von ihm

behziupteten rius—Anspruch entfelten kann. Es ist ferner nicht

festgestellt, ob frühere Antiu_o ooe:r Itadlu ngen des Klägers

vorlieg n, “ie im Sinne einer Antrr gstellung zu beachten sind.

Ob und in welchen U13fsr ge dies der PiLl ist, ist eine Frage

der Begrundeth-" seines Anspruchs. Däür ist die Frage der

Rechtmäßigkeit des cn■efo chter en Bescheides vorgreiflich, so

es { äge eine nr s @ idunm n_ ein n'erz i. ' .d°P der Il r rlt c‘e VL ll ‘i u be etren darf

Der AnsPruch des Klägers auf Anerkennung der Voraussetzungen

für die Gewährung von Hug scheitert entg-gen der Auffassung

dF„ sein Notarictsbüro nicht zum

"r d’ue .;'.rbeitne hvser € 65 AFG

des LSG richt bereits durcn,

Kreis der Betriebe gehört, in

die Ge“2?hru1n. von Kug vorsieht.

Nach @ 65 Abs % Satz ? 1%I „ ird Arbeitnehmern bei vorübergehen»

itscusfall in Betrieben Hug gevährt, in denen regel—

d esters ein Arbeitnehmer oeschäftigt ist, wenn zu

erwa■en ist, da? durch di.e Ge‘eh»vn“ von Hug den Arbeitnehmern

die Arbeitsplätze und de„ Bet:rieb die einge rbeitenen Arbeit—

nehmer erhalte; werden. Betrieb im Sinne dieser Vorschrift

ist :uch des Hotf.riutsbüro des lln90"”

Der Begriff des Betriebes ist in AFG gesetzlich nicht beschrie—

ben. Des Gesetz sagt zwar, in reichen Betrieben Hug nicht

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 8 _

gewährt wird (S 65 Abs 2 AFG) und auch, daß Betriebsabteilungen

Betriebe im Sinne der Vorschriften über das Kug sind (@ 65 4

Abs 5 AFG); der Betriebsbegriff als solcher ist jedoch gesetz—

lich nicht näher bestimmt. Wie der Senat bereits im Urteil vom
17. März 1972 entschieden hat, ist der Betriebsbegriff nach der

herrschenden Verkehrsauffassung, den Erfahrungen des täglichen

Lebens, insbesondere nach Lehre und Rechtsprechung auch ver—

wandter Rechtsgebiete zu beurteilen (BSGE.54, 120, 421 =

SozR Nr 1 zu @ 429 AVAVG; vgl auch Schönefelder/Kranz/Wanka,

Kommentar zum AFG, @ 65 Rdnr 22). Die heute gebräuchliche
Definition des Betriebsbegriffs, der zu den Kernbegriffen des

Arbeitsrechts gehört, ist von der Rechtsprechung und der Rechts-

lehre entwickelt worden. Danach ist - im Anschluß an die grund—

legende Entscheidung des Reichsarbeitsgerichts -RAG— (ABS 50,

525, 526) — der Betrieb die organisatorische Einheit, innerhalb

derer ein Unternehmer allein oder in Gemeinschaft mit Hilfe

sächlicher und sonstiger Mittel bestimmte arbeitstechnische}
Zwecke fortgesetzt verfolgt (Hueck/Nipperdey, Lehrbuch des

Arbeitsrechts, ?. Aufl, Bd I, S. 93; BAGAP Nr 4 zu @88
Betriebsverfassungsgesetz —BetrVG— und AP Nr 5 zu 5 5 BetrVG).

Der Betrieb ist demnach im Gegen59tz zum Unternehmen eine

technisch—organisatorische Einheit (BSG SozR 4670 Nr 2 zu @ 2,

8. DV AVAVG). Da beim Betrieb der arbeitstechnische Zweck im

Vordergrund steht, ist es für den Betriebsbegriff zunächst

unerheblich, ob mit ihm letztlich weitere Zwecke verfolgt wer—
den oder ob ein hinter dem Betrieb stehendes Unternehmen als

die rechtlich—wirtschaftliche Einheit (BSG aaO) derartige
Zwecke verfolgt (vgl auch BAG 2, 94, 95).

Auch die Rechtsprechung des Senats ist, wie die angeführten

Entscheidungen zeigen, im Prinzip bei der Feststellung dessen,

was unter Betrieb im Sinne der Regelungen über das Kug zu
verstehen ist, von

dem gekennzeichneten allgemeinen, für das

Arbeitsrecht entwickelten Betriebsbegriff ausgegangen (BSGE

54, 420, 122; SozR 4670 zu 5 2 Nr 2, 8. DV AVAVG). Das ist
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für des Lug gruzdsätzlicb gerecb‚fertigt‚ weil in bezug auf

die Gewäb1ung dieser Leistung eine Abhängigkeit zum Arbeits—

recht besteht (vgl Greme, Überblick über die erbeitsrecbtli—

chen Aspekte derArbeitsf61rderungs “metzes, in: Lüller, Das
‚\Arbeitsrecht der Gegenw:rt, 437 , S. 7‘, 77). Ein Anspruch auf

" ‚— ‘„4— „a:-“m" ° "„ .,: —.: „„ „
i“ r? n ;‘"T\ ‚m: —Lug beste„t udnll£„‚ vie Lion aus ; „5 Abs ) ArG ergib , nicht,

wenn die 1urzerbeit arbeits. "Qe0htlicb1 iiCilt zulässig is t(vgl

eingehend Kuhn, Kurz rbeit und Lurzrrbeitergeld, BlStSozArbR

976, CS). Biere enge Verbindung des Arbeitsrechts, die auch

in der Stellung des Betriebsrrtes im Verfehren über des Hug

zum Ausdruck kom.t‚ rechtfertigt für den Bereich des Hug die

Anknüpfung an den dort entwickelten Begriff des Betriebes.

Dies stellt euch die Bekl3gte, wie sich rue ihren Weisungen

zum Kug vom *8. Juni <969 ergibt (ABBA ’913, Beile ge zu Nr ”2

S. 5), nicht in Abrede

Aus der Betorung des arbeite tccn*1scuer Zwecl es für den

Betriebsbegriff euch im Sinne von € 63 AFG ergibt sich, daß

des Büro des Klägers vom Zugang zum Lug—Bezug nicht mit der

Begründung *uc [es cnlossen werden k.nn‚ es diene nicht in erster

Linie Xüilt Mc “t icben, sondern hoheitlichen Zwecken, denn der

oa Betri ebs beeg1riff läßt eine der; rtige Einsch1änkung nicht zu.

Der Senat hat allerdu gs betont, daß bei der Anwendung des

Betriebsbegriffs der Zweck der jeweiligen gesetzlichen Regelung

nicht außer acht gele.m n werden drrf, die Bestimmung des

Begriffes vielmehr rm Ziel der jeweiligen gesetzlichen Regelung

euezurichten ist (BSG 330). Der Zweck der Bug—Regelungen recht—

fertigt jedoch nicht eine Beschränkung der Leistungen auf

bestimmte Betriebe mit rein wirtscbeft lichen Zielsetzungen.

Des LSG h t den Zweck des hug unter Hinweis euf die Entste—

bungsge schir chte des € 65 AFG darin erblickt, eine unerwünschte

Fluktua io n der Arbeitskräfte zu vermeiden. Die Zahlung von
Kug diene dem Ausgleich kurzfristiger konjunktureller bcbner—

kungen urd der Lbe°bruvlun betrieblicher, durch die wirt—

_ no -
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schaftliche Entwicklung verursachter Strukturveränderungen.

Mit dieser Zweckbestimmung sei die Leistung an Betriebe, die

nicht wirtschaftliche, sondern (auch) kulturelle, soziale,

hoheitliche oder ähnliche Zwecke verfolgten, nicht zu verein-

baren (ebenso Schönefelder/Kranz/Wanka, aaO, % 65 Rdnr—27;

Draeger/Buchwitz/Schönefelder, Kommentar z. AVAVG, & 416

Rdnr 24).

Diese Begründung rechtfertigt die Schlußfolgerung des LSG

nicht, denn sie gibt lediglich eine verkürzte Bestimmung

der Funktionen wieder, die durch die Gewährung von Kug erfüllt

werden sollen. Ebenso wie die Beklagte in ihren Weisungen

vom 18. Juni 4969 zu 5 63 AFG (aaO), läßt sich das Berufungs—

gericht bei der Zweckbestimmung nicht vom Gesetz selbst,

sondern von einem aus der Regierungsbegründung zum Kug ver—

allgemeinernd herausgegriffenen Satz leiten.

Schon die Stellung der Vorschriften über das Kug innerhalb

des dritten Abschnittes des AFG, der mit “Leistungen der

Arbeitslosenversicherung zur Erhaltung und Schaffung von

Arbeitsplätzen" überschrieben ist, verdeutlicht den Zweck der
Regelung. In der Begründung des Regiérungsentwurfs zum AFG

heißt es zu diesem Abschnitt, daß durch die Leistungen zur
Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen die Arbeitsver—

hältnisse der Arbeitnehmer "stabilisiert und damit nach Mög—

lichkeit Arbeitslosigkeit verhindert werden" solle; ferner

würden für Arbeitslose neue Arbeitsplätze geschaffen. "Ein
unverschuldeter Lohnausfall, der in bestimmten Fällen durch

Arbeitszeitverkürzungen" entstehe, werde "angemessen ausge—
glichen" (BT—Drucks V/229■, S. 55). Bereits diese allgemeine
Zweckbestimmung der Normen des dritten Abschnitts des AFG

‘Spricht gegen die Beschränkung des Kug-Anspruchs auf Betriebe,

die in erster Linie wirtschaftlichen Zwecken dienen. “

Ebensowenig kann eine derartige Beschränkung aus der Vorbemer-

kung zur Regierungsbegründung_für den ersten Unterabschnitt

über das Kug hergeleitet werde, wenngleich hier davon die
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Rede ist, des Hug diene ir wirtschzftspolitischer Hinsicht

dem Ausgleich kurzfristiger konjunktureller Schwankungen und

der Überbrückung betrieblicher, lurch die wirtscheftlichc

Entwicklunr verursachter Strukturveränderungen (BT—Drucks (30).

Abgesehen dsvon, dn■ diese Begründung nur für einen, wenn—
gleich wohl für den typischen Fell der Gewährung von ■ug, näm-

lich dem des Arbeitsnf «el , der auf konjunkturellen Ursachen

beruht, zutrifft, ist nicht fnzunehmen, daß der Gesetzgeber

'n diesen Zus mm n‘;1*ng der Regelung des Kug, n den er die

Begriffe ”wirtschaftspolitisch”, ”wirtscheftl iche” Entwicklung

ebenso verwendet vie «n anderer Stelle den Ausdruck ”Wirt—

sche fts7 zweig“ (BT—Drucks ECO zu € 58 Abs ■ S. 70), von einem
solch engen Wirtschaftsbegriff rusgegnngen ist, der allein es
gerechtfertigt erscheinen lieie‚ nur Betriebe in die Kug—Rege—

lung einzubeziei1en, deren vornehmlicher Zweck in der Erzielung

virtschnftlicher Gewinne oder der Produktion materieller Güter

besteht. Es ist ersichtlich, daR die Bundesregierung in ihrer

Begründung zum Regierungsentwurf einen weiten Wirtschafts—

begriff zugrunde gelegt het. Dies wird ZB deutlich durch den

Gebrauch des Begriffs der H:us*irtccqift in € 65 Abs 2 AFG
für einen Betrieb, in den wirtschrftliche Zwecke im Sinne von

Gewinnerzielung bzw Güterproduktion ebenfalls in der Regel

nicht verfolgt werden. Ähnli011es trifft auch für die in € 6_7;

Abs 2 AFG gene nten Theater“ oder Konzertunternehmen zu, bei

denen \irtscheftliche Gesicht spunkte — so wie sie offenbar des

LSG verstznden wissen will — gegenüoer den in erster Linie

verfolgten kulturellen Zwecken weit in den Hintergrund treten.

Bereits aus diesen Gründen rechtfertigt sich die Annahme, daß

der Gesetzgeber cuch Betriebe, die neben wirtschaftlichen noch

anderen, hier hoheitlichen Zwecken dienen, zur "Wirtscheft“

jedenfalls denn rechnet, wenn in ihnen Arbeitnehmer beschäftigt

sind, zumrl de in der Begründung der Bundesregierung die

wirtschaftspolitische Bedeutung des Kug auch damit begründet

wird, der A seleich konjunl mtu eller Schwenknungen sowie die

Überbrückung betrieblicher Strukturveränderungen werde dadurch
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erreicht, daß den Betrieben die eingearbeiteten Arbeitskräfte

erhalten bleiben (BT—Drucks aaO S. 55). Dieser Effekt besteht

aber nicht nur bei Gewährung von Kug in Wirtschaftsunternehmen

bzw Betrieben mit erwerbswirtschaftlicher_Zielsetzung, sondern

auch — unterstellt man, daß Arbeitsausfälle aufgrund wirtschaft—

licher Ursachen (5 64 Abs 4 Nr 1 AFG) eingetreten sind — bei

Leistungserbringung in anderen Betrieben, in denen Arbeitnehmer

beschäftigt sind.

Wesentlich ist jedoch, daß der wirtschaftspolitische Wert des

Kug lediglich eine und zudem nur teilweise zutreffende Seite

einer umfassenderen Zielsetzung darstellt, die nicht übere

bewertet werden darf. Deutlich wird dies schon daran, daß Kug

nicht allein bei auf wirtschaftlichen Ursachen im weitesten

Sinne beruhenden Arbeitsausfällen, sondern auch bei — von wirt-

schaftlichen Faktoren sowie der Konjunktur gänzlich unabhän-

gigen — auf unabwendbaren Ereignissen im Sinne des 9 64 Abs 2

AFG beruhenden Arbeitsausfällen gewährt werden soll.

Vorrangige Bedeutung hat vielmehr die - vom LSG nicht in

Betracht gezogene — Funktion der Sicherung des.Arbeitsplatzes,

wie dies auch in der Begründung der Bundesregierung besonders

zum Ausdruck kommt, die den Sinn des Kug kennzeichnet mit den

Worten:"Das Kug wird Arbeitnehmern gewährt, für die durch einen

vorübergehenden, auf wirtschaftlichen Ursachen oder einem unab-
wendbaren Ereignis beruhenden Arbeitsausfall im Betrieb ein

Lohnausfall entsteht. Sein gesellschaftspolitischer Wert

besteht darin, daß die den Arbeitnehmer belastende Unsicherheit

seiner beruflichen Existenz vermindert wird. ... Die arbeits—

marktpolitische Bedeutung des Kug besteht darin, daß die
_Arbeitsverhältnisse stabilisiert werden“ (BT—Drucks aaO). Der

GeSetzgeber hat diese Zielvorstellungen in der positiv-recht—

lichen Ausgestaltung des Gesetzes voll verwirklicht; der

Gesetzestext des 5 65 Abs 4 AFG verankert nunmehr den Grund-

satz, der unter Geltung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung

und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) zwar herrschende Meinung

(vgl Draeger/Buchwitz/Schönefelder, aaO, S 116 Rdnr 5), aber
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gesetzlich nicht fixiert ver (vgl 5 ’w6 ATAVG), drß durch die
Gewährung von Lug den Arbeitnehmern die Arbeitsplätze und dem
Betrieb die eingetrbeiteten Arbeitnehmer erhrlten werden sollen

Zusätzliches Gewicht erhält diese Zveckbestirmung noch sus der

primären Zielsetzung des AFG. Gemäß € 4 AFG b“t die Bundes—
73unstelt für Arbeit (BA) ihre hr■nshnen im „ahnen der Sozi l—

.,

une Wirtschaftspolitik der Bundesregierung ur darauf euszu—

cri hten, d"3 ein hoher Besehäftigungsstend erzielt un tufrecht

erhe ten sowie die Beschäftigungsstruktur ständig verbessert
(]
\inch & 2 des Gesetzes hat die BA durch die Maßnahmen,

die sie nrch d m AFG ergreifen :enn, ue dezu beizutragen, daß

keine Arbeitslosigkeit eintritt. Aus dies r Regelung ergibt

sich eindeutig der Vorrang der Gewährung von Leistungen zur
Erheltung und Schä■ung von Arbeitsplätzen, wozu insbesondere
des Kug zu rechnen ist, vor der Gewähruns von Leistungen rn
Arbeitslose. Mit diesen Vorstellungen erscheint es im Gegensrtz

zur Auffassung des LSG nicht nur vereinbar, sondern gerrdezu

geboten, euch Arbeitnehmern, die in Betrieben mit anderen nls

rein wirtschaftlichen Zwecken beschäftigt sind, des Kug zu
gewähren. Deren Interesse an der Erhaltung ihrer erbeits— und

terifrechtlieh “normalen” Arbeitsplätze ist nfnlich völlig

unabhängig von den Eotiven, aus denen ihr Arbeitgeber seinen

Betrieb betreibt. Nur durch ihre Gleichstellung mit Arbeit—

nehmern in Betrieben mit wirts heftlicher Zielrichtung kann

@

r-:g

em Sinn und Zweck des AFG, in veraret area Umfenge bestehende

Arbeitsplätze zu erhelten, Rechnung getragen werden. nnceren—

falls würde gen u die Folge eintreten, die dns Gesetz verhin—

dern will, nämlich, daß der Betriebsinirber bei kurzzeitigem

Arbeitseusfell, der weder vom Arbeitgeber noch vom Arbeitneh—g

mer zu vertreten ist, Arbeitnehmer entläßt, die ihm naen Besei—

tigung der Ursachen für den Arbeitseusfall fehlen würden.

Ein rechtfertigendcr Grund für eine Einschränkung des Betriebs—

begriffes im Sinne des 5 63 Abs ? AFG bestünde nach alledem

— wenn überhaupt — nur denn, wenn die Gründe aus denen
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5 65 Abs 2 AFG bestimmte Betriebe vom Kug—Bezug schlechthin

ausnimmt, auch auf solche Betriebe zuträfen, die — wie bei dem

Kläger der Fall — dadurch gekennzeichnet sind, daß mit ihnen

nicht allein erwerbswirt5chaftliche, sondern auch andere Zwecke

verfolgt werden. Dies ist aber nicht der Fall.

Der Ausschluß von der Gewährung des Kug gemäß % 65 Abs 2 AFG

soll verhindern, daß gelegentliche Arbeitsausfälle, deren Kal—

kulation als Produktionskostenfaktoren ein typisches Unter-

nehmerrisiko darstellt, finanziell durch die Arbeitslosen-

versicherung aufgefangen werden müssen. Der Gesetzgeber war der

Meinung, den ausgeschlossenen Betrieben sei ein ungleichmäßiger

Arbeitsanfall eigentümlich, so daß die Kosten gelegentlicher

Arbeitsausfälle zu den normalen Produktionskosten gehörten, die

nicht auf die Gemeinschaft der Beitragszahler verlagert werden

sollten. Es sei im übrigen in den meisten der betroffenen Wirt-

schaftszweige möglich und üblich, Arbeitsausfälle durch Vor-

und Nacharbeiten auszugleichen (BT—Drucks V/2294, Anl 5 S. 418

zu 50). Diese für die Regelung des 5 63 Abs 2 AFG maßgebenden
Gründe haben nicht ohne weiteres Gültigkeit für Betriebe mit

nichtwirtschaftlichen oder zugleich anderen Zwecken, da nicht

von vornherein mit gelegentlichen Arbeitsausfällen gerechnet

werden kann. Es besteht aus diesem Grunde kein Anlaß, solche

Betriebe im Wege einer restriktiven Auslegung des Betriebs—
begriffes vom Kug—Bezug von vornherein selbst dann auszuschließen,

wenn in ihnen eine regelmäßige Arbeitszeit bzw ein regelmäßiger

Arbeitsanfall üblich ist.

Einer Einschränkung des Betriebsbegriffes auf Betriebe mit wirt-

schaftlicher Zielsetzung, wie sie die Beklagte und das LSG für

gerechtfertigt erachten, widerspricht im übrigen der Regelung

des 5 65 Abs 2 AFG. Danach sind — worauf bereits hingewiesen

worden ist — von der Gewährung des Kug bestimmte, im einzelnen „
näher bezeichnete Betriebe ausgeschlossen. Es handelt sich hierbei

wie schon unter Geltung des 5 446 Abs 2 AVAVG um einen abschlie-

ßenden Katalog der vom Kug ausgeschlossenen Betriebe (Niemann,

Das Kurzarbeitergeld, BlStSozArbR 1974, 55; vgl auch Schönefelder/

...‘l5-
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Kranz/Wnnke {50, S 63 Rdnr 7), ter die der Bürobetrieb des

Klägers euch nach übereinstimmender Am%icht der Beteiligten

nicht fällt. Wenn das Gesetz selbst, und zwrr ohne Rücksicht

dereuf, ob Betriebe wirtschcitlicncn oder richtxirt scheit—

lichen Zwecken dienen, im einzelnen regelt, in welchen Betrie—

ben Kugr icht vorwefe„cv ist, so ist d rnus zu s%01ließen, de?

in nicht von der Aus:ehmevoiscqriit erf ßten Betrieben Hug zu

gewe„rer ist. liätt e de.r Gesetzgober den Ausschluß von Betrieben,

die (: uch} nderen ls i“tfcr itli<hen Zwecken dieren, gewollt,

so hätte er dies ansdrüüklich geregelt. Die waeichende Auf—
f'

15 sung: des LSG, wonrch dw 1

cr Ausn-hnevorscnrift des @ 65

Abs 2 AFG deshalb kein Aussugm :ert zukomme weil es sich bei

den genannten 3 s g;schlos senen Betrieben gerade euch um

Wirtsc zftsbetriebe handeln solle, ist schon deshalb hinfäl-

lig, 1eil die erckbestimmung der Regelung des Kug ergeben hrt,

drß euch für Betriebe mit anderen als wirtschaftlichen Zielen

ohne Einschränkung der grbeitsrechtliche Betriebsbegriff maß—

gebend bleibt.

Die vom Senat vertretene Auffassung, nach der der Zweck der

Gewährung von Kug nicht zu der vom LSG befürworteten Ein—

Schränkung des allgemeinen Betriebs oegriffs führen kann, wird

nunmehr — entgegen ihrem Vortrag in der Revision — von der

Beklagten selbst vertreten. Nach der Nr 1.2 des Runderlesses

der BA 707/76.4 vom 20. Oktober 49 76 (nb5edruckt bei Schmitz/

Specke/Licerd, AFG,2u @ 65 8. 63—3 ) ist die Gewährung von
Kug in rl: len Betrieben zul %ig, sofern sie über die verlnngte

Linde°toeiegsch„lt verfügen und nicht eusdrück lich nech 5 6%

Abs 2 AFG eusges „lo sen sind. So wercen jetzt zu den Betrieben

ebenfrlls gerechnet Verwaltungen jeder Art (Behörden), Schulen,

Krankenhäuser, Kindergärten, obgleich ]‘in der Regel“ die

Leistung deshalb nicht möglich sein werde, weil — abgesehen

vom unebwendberen Ereignis — der Arbeitsrusfall in diesen

Betrieben, die nicht zum Bereich der Wirtschaft gehörten, nicht

ruf wirtscheftlichen Ursachen beruhen werde.

Nach alledem ist für die Entscheid11r 5 des Falles nicht erheblßh,
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daß durch das Notariatsbüro des Klägers auch anderen als

wirtschaftlichen Zwecken gedient wird. Allein entscheidend

für das Bestehen eines Betriebes ist — wie dargelegt — die

Verfolgung eines technischen Zweckes mittels einer auf räum—

licher Einheit beruhender Zusammenfassung von Personen und

Sachen. Diese Voraussetzungen sind beim Bürobetrieb des

Klägers vorhanden.

Die weitere Voraussetzung des % 65 Abs 4 Satz 4 AFG, daß

durch die Gewährung von Kug den Arbeitnehmern die Arbeits-

plätze und dem Betrieb die eingearbeiteten Arbeitnehmer

erwartungsgemäß erhalten werden, ist ebenfalls gegeben; denn

nach den bindenden Feststellungen des LSG (@ 463 SGG) ist

hier Kurzarbeit tatsächlich eingeführt werden. Das reicht für

die Annahme einer Gefährdung dieser Arbeitsplätze im Sinne

des 5 65 Abs 1 Satz 1 AFG aus. '

Der Kläger hat den für seinen Anspruch maßgeblichen Arbeits—

ausfall wirksam angezeigt. Die Anzeige nach 55 64 Abs 1 Nr 4
iVm 72 Abs 4 AFG ist am 4. Juni 1975 schriftlich beim zustän-

digen Arbeitsamt erfolgt.

Nach 5 66 AFG, wonach für Tage vor Eingang der Anzeige Kug
nicht gewährt werden darf, steht der Anspruch wegen der nach

den Angaben des Klägers ab 4. Juni 4975 eingeführten Kurz—

arbeit damit frühestens ab 4. Juni 4975 zu, sofern die übri—

gen Voraussetzungen erfüllt sein sollten. Für eine Entscheidung

darüber fehlt es an ausreichenden Feststellungen des LSG

(vgl insoweit auch BSG vom 50. Mai 4978 — 7/12 RAr 400/76 — ).

Die Sache muß deshalb zu neuer Verhandlung und Entscheidung

an das LSG zurückverwiesen werden.
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Das LSG wird auch über die Kosten des Revisionsverfahrens

zu entscheiden haben.
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